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Hintergrund 
Literatur zur Digitalisierung und Automatisierung in der öffentlichen Verwaltung reicht von technisch-
optimistischen ‚utopischen‘ Visionen einer effizienter und effektiveren Verwaltung hin zu technisch-
pessimistischen ‚dystopischen‘ Vorstellungen von Überwachung und Kontrolle (Homburg 2018, S. 349; 
Löfgren 2020, S. 3). Während einige Autor:innen das Potential einer effizienteren, maßgeschneiderten 
und proaktiven Leistungserbringung betonen (Linders et al., 2018; Scholta et al., 2019), fokussieren 
andere die negativen Auswirkungen auf die Entscheidungsqualität (van der Voort et al., 2018) und den 
Ermessensspielraum von Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung (Busch und Henriksen 2018; 
Barth & Arnold, 1999; Bullock, 2019). 
Es wird angenommen, dass einige Aufgaben in der sich Verwaltung verändern, andere verschwinden 
oder neu hinzukommen (Bovens und Zouridis 2002; Lindgren und Jansson 2013). Welche Effekte dies 
auf die Arbeitsweise von Beschäftigen hat, ist strittig. Dabei sind in der Literatur zwei gegenläufigen 
Thesen zu beobachten: Erleichterung (enablement thesis) oder Einschränkung (curtailment thesis) 
(Buffat 2015). Einerseits kann insbesondere durch die Automatisierung von Routinefällen eine 
Entlastung der Beschäftigten sowie eine Hinwendung hin zu prüf- und beratungsintensiven Fällen 
erfolgen, andererseits können durch eine abnehmende unmittelbare Interaktion wichtiges 
Kontextwissen, Nachfragen und Erläuterungen, nicht übermittelt werden (Döring und Löbel 2020). 

Forschungsfrage 
Es fehlt jedoch an einer breiten Basis empirischer Belegen, welche Auswirkungen die Automatisierung 
auf Verwaltungsleistungen und insbesondere auf die (bisher) mit diesen Leistungen betrauten 
Beschäftigten hat. Der vorliegende Beitrag widmet sich dieser Thematik. Die forschungsleitende Frage 
lautet: Welche Auswirkungen hat die (Teil-)Automatisierung von Antragsbearbeitung 
und -entscheidung auf die Beschäftigten? 
Hierbei ist zu berücksichtigen, welche Art (Qualität) und Menge (Quantität) von Arbeit automatisiert 
wird und welche Folgen dies für diejenigen Beschäftigten hat, die zuvor mit der jeweiligen 
Verwaltungsleistung betraut waren. Dabei nehmen wir sowohl bereits beobachtbare Veränderungen 
als auch von den Beschäftigten erwartete (oder gar befürchtete) Veränderungen in den Blick, um 
mögliche langfristige Folgen für die Arbeit in der Verwaltung zu identifizieren. 

Fallbeispiel 
Untersucht wird die (Teil-)Automatisierung im Rahmen der internetbasierten Fahrzeugzulassung (i-
Kfz), einem E-Government-Projekt des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI).  Während der Fokus des Projekts auf der Erleichterung des Dienstes auf Bürger:innenseite liegt 
und hier Effizienzgewinne versprochen werden, werden die Folgen der Automatisierung insbesondere 
für die Beschäftigten weder von Seiten des BMVI explizit adressiert, noch werden diese im 
Zusammenhang mit diesem Projekt in öffentlichen oder Fachkreisen diskutiert. Hier ergänzt und 
bereichert die vorliegende Empirie und die Einordnung in den theoretischen Kontext die Debatte. 

Methode 
Der vergleichenden Fallstudie liegt ein exploratives Forschungsdesign zugrunde. In zwei deutschen 
„Vorreiter“-Kommunen wurden leitfadengestützten Experteninterviews (Amts-/Projektleitung, 
Sachbearbeitung, IT, Personalrat) durchgeführt. 
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Erste Ergebnisse  
Die (Teil-)Automatisierung von Verwaltungsleistungen verändert die Tätigkeiten der Beschäftigten: 
Routinetätigkeiten, wie manuelle Datenerfassung und Kommunikation mit Bürger:innen, werden 
durch andere Routinetätigkeiten, wie Dokumente drucken und versenden, ersetzt. Die Einschätzungen 
zum Up- oder Downskilling sind jedoch gemischt. Das bisherige Antragsvolumen hat in keiner der 
beiden Kommunen bisher zu gravierenden Veränderungen der Aufbau- und Ablauforganisation 
geführt. Eine Kürzung des Personals lässt sich aber indirekt beschreiben: Der Aufgabenumfang der 
Zulassungsbehörde seien in den letzten 20 Jahren verdoppelt worden und dank der Automatisierung 
kann dies mit gleichbleibendem Personal erledigt werden. Langfristig wäre ein Outsourcing von nicht-
zulassungsrechtlichen Tätigkeiten vorstellbar. Zu den beobachteten und erwarteten Veränderungen 
des Arbeitsumfangs werden gegensätzliche Angaben gemacht. Einerseits wird eine längere 
Bearbeitungsdauer konstatierte, andererseits wird insgesamt von einem verringerten Arbeitsumfang 
durch die Digitalisierung ausgegangen. Ob sich die Arbeitszufriedenheit verändert, komme auf die 
Person und ihre Präferenz für eigenverantwortliches Arbeiten an. Erwartet bzw. befürchtet wird 
soziale Isolation durch den Verlust persönlicher Kontakte zu den Bürger:innen. 
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